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BUNDESARBEITSGERICHT

2 AZR 653/01 
7 Sa 69/99 
Landesarbeitsgericht 
Hamburg

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
16. Januar 2003

URTEIL
Anderl, Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle

O
In Sachen

Kläger, Berufungsbeklagter und Revisionskläger,

pp.

Beklagte, Berufungsklägerin und Revisionsbeklagte,

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der mündlichen Verhand­

lung vom 16. Januar 2003 durch den Vorsitzenden Richter am Bundesarbeitsgericht 

Prof. Dr. Rost, die Richter am Bundesarbeitsgericht Dr. Eylert und Schmitz- 

Scholemann sowie die ehrenamtlichen Richter Bühler und Schiede für Recht erkannt:

- 2 -
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1. Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des Landesar­
beitsgerichts Hamburg vom 11. Dezember 2000 - 7 Sa 
69/99 - aufgehoben.

2. Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und Entschei­
dung - auch über die Kosten der Revision - an das Landes­
arbeitsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten über den Beendigungszeitpunkt ihres Heuerverhältnisses 

und über Zahlungsansprüche des Klägers.

Der Kläger war bei der beklagten Reederei seit dem 26. Oktober 1997 als Ka- 

pitänsablöser beschäftigt. Der letzte Heuerschein vom 7. März 1998 sah einen 

Dienstantritt des Klägers auf der „MS M.“ Ende Mai 1998 und eine Befristung des Heu­

erverhältnisses auf zwölf Monate vor.

Die Beklagte kündigte das Heuerverhältnis mit zwei Schreiben vom 12. Ok­

tober 1998 zum 25. Oktober 1998. Vor dem Arbeitsgericht Hamburg (-1  Ca 430/98 -) 

verständigten die Parteien sich in der Güteverhandlung darauf, die Sache zunächst 

terminlos zu stellen; die Beklagte nahm die Kündigung im Einverständnis mit dem Klä­

ger am 30. März 1999 „zurück“.

Ab dem 14. Dezember 1998 setzte die Beklagte den Kläger als Ersten Offizier 

auf der „MS M.“ wieder ein. Am 6. Januar 1999 stellte der jetzige Kapitän der „MS M.“, 

K., den Verlust von persönlichen Gegenständen (Dokumente, Wertsachen), die er im 

Schiffstresor verwahrt hatte, fest. Der im Schiff versteckte Reserveschlüssel war ver­

schwunden. K. verdächtigte den Kläger in einem am Morgen desselben Tages geführ­

ten Gespräch des Diebstahls, weil er davon ausging, daß dieser als ehemaliger Kapi­

tän des Schiffs als einziges Besatzungsmitglied Kenntnis vom Versteck des Reserve­

schlüssels gehabt habe. Der Kläger wies den Vorwurf zurück. Seinem Wunsch, sofort 

mit seinem Prozeßbevollmächtigten zu telefonieren, gab Kapitän K. nicht statt. Der 

weitere Inhalt des Gesprächs ist zwischen den Parteien streitig. Kapitän K. trug noch
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am gleichen Tag in das Schiffetagebuch ein, der Kläger habe eine fristlose Kündigung 

nach § 67 Seemannsgesetz ausgesprochen.

Der Kläger arbeitete vom 6. bis zum 10. Januar 1999 weiterhin an Bord der 

„MS M.“. Er verließ das Schiff erst am 10. Januar 1999 in L. Die Beklagte sorgte für 

einen Ablöser, den sie aus dem Urlaub zurückgerufen hatte.

Die Beklagte erstellte eine Heuerabrechnung, die als Durchschnittsheuer des 

Klägers einen Betrag in Höhe von 8.787,00 DM und einen Heueranspruch für die Zeit 

vom 1. bis zum 13. Februar 1999 in Höhe von 3.915,99 DM brutto auswies; die Ge­

samtsumme setzt sich aus 3.652,09 DM brutto „Urlaubsgeldvergütung“ und 263,90 DM 

„Verpflegungsgeld Urlaub“ zusammen. Von dem sich hieraus ergebenden Nettobetrag 

zog die Beklagte ua. einen Betrag in Höhe von 1.431,16 DM als „Ablösekosten“ ab.

Der Kläger hat mit seiner Klage zum einen die Feststellung begehrt, sein 

Heuerverhältnis habe bis zum 31. Mai 1999 fortbestanden. Zum anderen hat er mit der 

der Beklagten am 12. Juli 1999 zugestellten Klageerweiterung für den Zeitraum  

14. Februar bis 31. Mai 1999 die Zahlung seiner Durchschnittsheuer von monatlich 

8.878,00 DM brutto verlangt, auf die er sich die vom Arbeitsamt für die Zeit vom 

14. Februar bis 31. Mai 1999 erhaltenen Leistungen in Höhe von insgesamt 

10.886,18 DM netto anrechnen läßt. Darüber hinaus hat er die Auszahlung der einbe­

haltenen „Ablösekosten“ gefordert.

Der Kläger hat die Ansicht vertreten, sein Heuerverhältnis habe bis zum Ab­

lauf der vereinbarten Befristung bestanden. Er habe am 6. Januar 1999 keine Kündi­

gung ausgesprochen und eine solche auch nicht gegenüber dem Komplementär der 

Beklagten am Telefon wiederholt. In L. habe er das Schiff verlassen, um seinen Urlaub 

anzutreten. Der Kläger hat zunächst weiter vorgetragen, eine von ihm ausgesprochene 

fristlose Kündigung wäre auch unwirksam, er habe keinen fristlosen Kündigungsgrund 

gehabt. In der Revisionsbegründung hat er die Ansicht vertreten, die Beklagte schulde 

ihm die ausstehenden Gehälter bis zum vereinbarten Vertragsende entweder als Ver­

gütung oder als Schadensersatz, weil er das Heuerverhältnis jedenfalls berechtigter­

weise außerordentlich gekündigt habe. Wegen des unberechtigten Vorwurfs, er habe 

private Dinge des Kapitäns aus dem Tresor entwendet, habe er einen wichtigen Grund 

für seine Kündigung gehabt. Darüber hinaus seien die von der Beklagten bereits am 

12. Oktober 1998 erklärte unberechtigte Kündigung und der daraus anschließende 

vertragswidrige Einsatz als Erster Offizier zu berücksichtigen.
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Der Kläger hat beantragt,

1. festzustellen, daß das Heuerarbeitsverhältnis zwischen 
den Parteien bis zum 31. Mai 1999 fortbestanden hat;

2. die Beklagte zu verurteilen, an ihn 30.754,50 DM brutto 
und 1.431,16 DM netto abzüglichl 0.886,18 DM nebst 4 %
Zinsen seit dem 1. Juni 1999 zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Sie hat behauptet, nach dem Vorhalt von Kapitän K. habe der Kläger den 

Vorwurf weit von sich gewiesen und erklärt, durch K. in höchstem Maße beleidigt wor­

den zu sein. Die fristlose Kündigung habe er mit dem Bemerken ausgesprochen, er 

werde nicht mehr arbeiten und auch die nächste W ache nicht mehr antreten. Er habe 

sich jedoch noch überzeugen lassen, aus Gründen der Schiffssicherheit seinen Dienst 

bis zum Eintreffen einer Ablösung weiter zu verrichten. Hierin liege die Annahme der 

Kündigung durch sie - die Beklagte - bzw. der Abschluß eines Aufhebungsvertrags. 

Der Kläger habe am selben Tage seine Eigenkündigung gegenüber dem Komplemen­

tär der Beklagten H. in einem Seefunkgespräch wiederholt.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben; das Landesarbeitsgericht hat 

sie abgewiesen. Mit der vom Bundesarbeitsgericht zugelassenen Revision verfolgt der 

Kläger sein Klagebegehren weiter.

Entscheidungsgründe

Die Revision des Klägers ist begründet. Sie führt zur Aufhebung des Beru­

fungsurteils und zur Zurückverweisung an das Landesarbeitsgericht (§ 565 Abs. 1 

Satz 1 ZPO aF).

A. Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, das Heuerverhältnis des Klägers 

sei durch seine Eigenkündigung vom 6. Januar 1999 wirksam beendet worden. Nach 

Durchführung der Beweisaufnahme stehe der Ausspruch einer vom Kläger erklärten 

fristlosen Eigenkündigung fest. Es stehe weiter fest, daß er die fristlose Eigenkündi­

gung in dem Seefunkgespräch mit dem Reeder H. wiederholt habe. Das Heuerverhält­

nis sei auch nicht auf unbestimmte Zeit verlängert worden, weil der Kläger noch bis
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zum Eintreffen des Schiffs in L. am 10. Januar 1999 weiter gearbeitet habe. Die Partei­

en hätten die Anwendung des § 625 BGB ausgeschlossen, indem sie konkludent die 

befristete Fortsetzung ihres Heuerverhältnisses bis zur Ablösung in L. vereinbart hät­

ten. Die fristlose Eigenkündigung sei wirksam. Es liege zwar kein fristloser Kündi­

gungsgrund nach §§ 67, 68 Seemannsgesetz (SeemG) vor. Der Kläger habe sich 

nämlich zunächst mit einer Abmahnung an die Beklagte wenden müssen. Die Beklagte 

habe aber seine außerordentliche und im Seefunkgespräch mit dem Reeder H. wie­

derholte Eigenkündigung angenommen. Dies zeigten die Reaktionen des Reeders, der 

von See aus die umgehende Ablösung des Klägers arrangiert habe. Die Beklagte habe 

die fristlose Eigenkündigung des Klägers hingenommen. Dem Kläger sei es deshalb 

nach Treu und Glauben verwehrt, sich auf die Unwirksamkeit der eigenen Kündigung 

zu berufen. Die begehrten Zahlungsansprüche seien unbegründet, weil ab dem 

14. Februar 1999 kein Heuerverhältnis zwischen den Parteien mehr bestanden habe.

B. Dem folgt der Senat nicht. Ob die Klage begründet ist, kann aber auf Grund 

der bisherigen Tatsachenfeststellungen noch nicht abschließend beurteilt werden. Der 

Rechtsstreit war deshalb an das Landesarbeitsgericht zurückzuverweisen (§ 565 

Abs. 1 ZPO aF).

I. Entgegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts ist die Klage noch nicht 

allein deshalb unbegründet, weil der Kläger am 6. Januar 1999 sein Heuerverhältnis 

außerordentlich gekündigt hat und er sich auf das Fehlen eines Kündigungsgrundes 

nach §§ 67, 68 SeemG oder nach § 78 Abs. 3 Satz 1 SeemG nach Treu und Glauben 

nicht berufen kann.

1. Das Landesarbeitsgericht hat nach Durchführung einer Beweisaufnahme fest­

gestellt, daß der Kläger am 6. Januar 1999 sowohl im Gespräch mit dem Kapitän der 

„MS M.“ K. als auch in dem Seefunkgespräch mit dem Komplementär der Beklagten, 

Reeder H., eine fristlose Kündigung ausgesprochen hat. Diese Feststellungen sind für 

den Senat bindend. Der Kläger hat sie nicht mit einer durchgreifenden Verfahrensrüge 

angegriffen (§ 561 Abs. 2 ZPO aF). Sein bloßer Hinweis in der Revisionsbegründung, 

er habe eine Kündigung tatsächlich nicht erklärt, genügt dem nicht.

2. Das Landesarbeitsgericht hat weiter angenommen, der Kläger könne sich 

- auch bei Fehlen eines Kündigungsgrundes für die außerordentliche Kündigung - hier 

nicht auf deren Unwirksamkeit berufen, weil die Beklagte die außerordentliche Kündi­

gung „hingenommen“ bzw. „angenommen“ habe.
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Mit dieser Begründung durfte dem Kläger die Geltendmachung einer mögli­

chen Unwirksamkeit seiner außerordentlichen Eigenkündigung nicht versagt werden. 

Allein auf Grund einer schlichten Hinnahme der Eigenkündigung eines Arbeitnehmers 

durch den Arbeitgeber ist es dem Arbeitnehmer noch nicht verwehrt, sich später auf die 

Unwirksamkeit der Kündigung wegen eines fehlenden außerordentlichen Kündigungs­

grundes zu berufen. Besondere Umstände, die ein Berufen des Klägers auf den feh­

lenden Kündigungsgrund für die außerordentliche Kündigung als rechtsmißbräuchlich 

erscheinen lassen, hat das Landesarbeitsgericht nicht festgestellt.

a) Aus § 242 BGB folgt ua. der Grundsatz des Verbots widersprüchlichen Ver­

haltens (sog. „venire contra factum proprium“). Ein Verhalten wird ua. dann als rechts­

mißbräuchlich angesehen, wenn besondere Umstände die Rechtsausübung als treu­

widrig erscheinen lassen (Senat 4. Dezember 1997 - 2  AZR 799/96 - BAGE 87, 200). 

Der Grundsatz von Treu und Glauben bildet eine allen Rechten, Rechtslagen und 

Rechtsnormen immanente Inhaltsbegrenzung. Eine gegen § 242 BGB verstoßende 

Rechtsausübung oder Ausnutzung einer Rechtslage wird wegen der Rechtsüber­

schreitung als unzulässig angesehen. Wann dies der Fall ist, ist unter Berücksichtigung 

der Umstände des Einzelfalls zu entscheiden (Senat 4. Dezember 1997 - 2 AZR 

799/96 - aaO). Der Senat hat es beispielsweise als treuwidrig iSv. § 242 BGB angese­

hen, wenn eine Arbeitsvertragspartei, die eine Kündigung mehrmals - und zwar entge­

gen der Vorhaltungen der anderen Seite - ernsthaft und nicht nur einmalig spontan 

ausgesprochen hat, sich nachträglich auf die Unwirksamkeit der eigenen Erklärung 

beruft (Senat 4. Dezember 1997 - 2  AZR 799/96 - aaO).

b) Die Ausführungen des Berufungsgerichts zur Treuwidrigkeit eines Berufens 

des Klägers auf die Unwirksamkeit seiner Eigenkündigung wegen eines fehlenden 

Kündigungsgrundes sind in der Revisionsinstanz nur eingeschränkt überprüfbar, da es 

sich um die Anwendung eines unbestimmten Rechtsbegriffs handelt. Diese kann vom 

Revisionsgericht nur darauf überprüft werden, ob das angefochtene Urteil den Rechts­

begriff selbst verkannt hat, ob es bei der Unterordnung des Sachverhalts unter die 

maßgebliche Rechtsnorm Denkgesetze oder allgemeine Erfahrungssätze verletzt hat, 

ob es alle wesentlichen Umstände berücksichtigt hat und ob es in sich widerspruchsfrei 

ist (st. Rspr., zB zuletzt BAG 23. November 2000 - 2  AZR 533/99 - BAGE 96, 306).

Diesem eingeschränkten Überprüfungsmaßstab halten die Ausführungen des 

Landesarbeitsgerichts nicht stand.
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c) Das Landesarbeitsgericht hat sowohl den Rechtsbegriff des treuwidrigen Ver­

haltens verkannt als auch nicht alle wesentlichen Umstände berücksichtigt und nicht in 

sich widerspruchsfrei argumentiert.

aa) Das Landesarbeitsgericht hat schon nicht ausreichend die vom Senat in der 

Entscheidung vom 4. Dezember 1997 ( -2A Z R  799/96- BAGE87, 200) entwickelten 

Grundsätze berücksichtigt. Es durfte nicht allein und ohne weiteres darauf abstellen, 

daß die Beklagte die Kündigung „hingenommen“ habe. Der Senat hat vielmehr eine 

erkennbar ernsthafte und endgültige Lösungsabsicht des Kündigenden gefordert und 

insoweit nicht allein auf die Reaktion des Kündigungsempfängers abgestellt.

bb) Das Berufungsgericht hat bei seiner Beurteilung auch nicht alle wesentlichen 

Umstände des Falles berücksichtigt. Ob die Eigenkündigung des Klägers nur eine ein­

malige spontane Reaktion oder aber vielmehr Ausdruck eines ernsthaften Kündi­

gungswillens war, hat das Berufungsgericht nicht abschließend festgestellt und erör­

tert. Das Landesarbeitsgericht hat weder den Anlaß der Auseinandersetzung zwischen 

dem Kläger und dem Kapitän K. berücksichtigt noch den Umstand gewürdigt, daß der 

Kapitän es dem Kläger nicht erlaubt hatte, seinen Rechtsanwalt anzurufen, um sich 

rechtlichen Rat zu holen. Schließlich hat es in diesem Zusammenhang auch nicht den 

Umstand beachtet, daß der Kläger nach dem Gespräch weiter seine Tätigkeit - und 

sogar noch bis L. - verrichtet hat.

cc) Die Begründung des Landesarbeitsgerichts ist auch nicht in sich wider­

spruchsfrei. Das Berufungsgericht spricht zum einen von einer „Annahme“, zum ande­

ren von einer „Hinnahme“ der außerordentlichen Kündigung. Beide Begriffe beschrei­

ben unterschiedlich intensive Reaktionen der Beklagten auf die Äußerung des Klägers. 

W elche Auswirkungen diese beiden möglichen Reaktionen der Beklagten im Hinblick 

auf ein rechtsmißbräuchliches Verhalten des Klägers haben, hat das Berufungsgericht 

genauso offen gelassen wie die Frage, wie nun die Beklagte konkret reagiert hat. Kä­

me es insoweit entscheidend auf deren Reaktion an, müßte die Vorinstanz entspre­

chende Feststellungen treffen.

3. Die Entscheidung des Landesarbeitsgerichts ist auch hinsichtlich der abge­

wiesenen Zahlungsansprüche (Antrag zu 2) aufzuheben und zur weiteren Aufklärung 

des Sachverhalts an das Landesarbeitsgericht zurückzuverweisen. Die bisherigen 

Feststellungen des Berufungsgerichts tragen die Klageabweisung des Antrags zu 2) 

nicht.
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Zum einen hängt der vom Kläger in erster Linie begehrte Vergütungsanspruch 

vom Fortbestand seines Heuerverhältnisses und damit von der Wirksamkeit seiner 

Eigenkündigung ab. Zum anderen kann der vom Kläger hilfsweise begehrte Scha­

densersatzanspruch nur dann begründet sein, wenn der Kläger sein Heuerverhältnis 

berechtigterweise außerordentlich gekündigt hat. Ob ein außerordentlicher Kündi­

gungsgrund nach §§ 67, 68 SeemG oder nach § 78 Abs. 3 Satz 1 SeemG vorliegt, läßt 

sich bisher noch nicht abschließend beurteilen.

II. Die Entscheidung des Landesarbeitsgerichts stellt sich auch nicht aus ande­

ren Gründen als richtig dar (§ 563 ZPO aF). Insbesondere ist das Heuerverhältnis des 

Klägers nicht auf Grund einer Aufhebungsvereinbarung der Parteien zum 10. Januar 

1999 wirksam beendet worden.

Das Landesarbeitsgericht hat es ausdrücklich offen gelassen, ob die eventuell 

unwirksame Eigenkündigung des Klägers in ein Angebot zur sofortigen Beendigung 

des Heuerverhältnisses umgedeutet werden kann, das die Beklagte mit der umgehen­

den Einleitung der Ablösung des Klägers unverzüglich angenommen hätte.

Der bisher festgestellte Sachverhalt rechtfertigt die Annahme einer solchen 

Aufhebungsvereinbarung zwischen den Parteien nicht. Dabei kann dahinstehen, ob 

eine solche Vereinbarung schon nach § 28 der „Vereinbarung über die Anstellungsbe­

dingungen für Kapitäne in der deutschen Seeschiffahrt (Kapitäns-MTV)“ vom 17. April 

1986, idF vom 20. August 1996, bzw. nach § 73 des „Manteltarifvertrages für die deut­

sche Seeschiffahrt (M TV-See)“ vom 17. April 1986, idF vom 20. August 1996, wegen 

der fehlenden Schriftform unwirksam sein könnte. Der Abschluß eines Aufhebungsver­

trages scheitert hier schon daran, daß die Beklagte in den Gesprächen vom 6. Januar 

1999 ein mögliches, in der Eigenkündigung des Klägers liegendes Angebot zum Ab­

schluß einer Aufhebungsvereinbarung nicht sofort angenommen hat (§ 147 Abs. 1 

Satz 1 BGB). W eder der Kapitän der „MS M.“ noch der Komplementär der Beklagten 

im Seefunkgespräch am Nachmittag (§ 147 Abs. 1 Satz 2 BGB) haben die Annahme 

eines entsprechenden Angebots des Klägers sofort erklärt. Eine sofortige Annahmeer­

klärung ist weder vom Landesarbeitsgericht festgestellt noch von der Beklagten be­

hauptet worden. Die Beklagte hat lediglich vorgetragen, sie habe die Kündigungserklä­

rung des Klägers mehr oder weniger erleichtert entgegengenommen. Aus diesem Vor­

trag läßt sich ein sofortiger, eindeutiger Annahmewille der Beklagten gerade nicht er­

kennen. Gleiches gilt für ihren Vortrag, sie habe die prompte Ablösung des Klägers 

organisiert, worin sich ihre Annahme auf das vom Kläger in der außerordentlichen Ei-
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genkündigung liegende Auflösungsangebot dokumentiere. Hierin liegt jedoch weder ein 

zwingender noch ein dem Kläger erkennbarer sofortiger Vertragsbindungswille. In der 

Handlungsweise der Beklagten ist vielmehr zuvorderst eine schlichte, notwendige be­

triebswirtschaftliche Reaktion auf die Erklärung des Klägers, sein Heuerverhältnis so­

fort außerordentlich zu beenden, zu sehen. Deshalb wird von der Literatur hierin sogar 

die Anerkennung der Berechtigung einer außerordentlichen Kündigung durch den 

Reeder gesehen (Bemm/Lindemann Seemannsgesetz 4. Aufl. § 78 Rn. 19).

III. Der Senat konnte in der Sache noch nicht endgültig entscheiden. Auf der Ba­

sis des bisher festgestellten Sachverhalts ist die Sache noch nicht - auch nicht teilwei­

se - zur Entscheidung reif (§ 565 Abs. 3 Nr. 1 ZPO aF).

1. Nach den bisherigen Feststellungen des Landesarbeitsgerichts ist zunächst 

offen, ob der Kläger einen außerordentlichen Kündigungsgrund nach §§ 6 7 ,6 8  SeemG  

hatte oder sein Heuerverhältnis als Kapitän aus wichtigem Grund nach § 78 Abs. 3 

Satz 1 SeemG fristlos kündigen konnte. Das Berufungsgericht wird zunächst zu klären 

haben, ob der Kläger sein Heuerverhältnis als Kapitän (§ 2 SeemG) oder als Besat­

zungsmitglied (§ 3 SeemG iVm. § 4 SeemG - Schiffoffizier -) gekündigt hat, weil auf 

eine außerordentliche Eigenkündigung eines Besatzungsmitglieds die Regelungen der 

§§ 67, 68 SeemG einerseits und auf die eines Kapitäns § 78 Abs. 3 Satz 1 SeemG 

andererseits und damit unterschiedliche Maßstäbe Anwendung finden. Der Kläger war 

als Kapitänsablöser eingestellt und beschäftigt worden. Ob die Parteien nach seiner 

ersten und von der Beklagten mit seinem Einverständnis zurückgenommenen Kündi­

gung vom 12. Oktober 1998 das Heuerverhältnis einvernehmlich mit einer Beschäfti­

gung des Klägers als Ersten Offizier fortgesetzt und abgeändert haben, hat das Lan­

desarbeitsgericht nicht abschließend festgestellt. Es hat lediglich festgestellt, daß der 

Kläger als Erster Offizier „eingesetzt“ wurde. Die Klärung, ob sein Heuerverhältnis als 

Kapitän (sablöser) oder als Erster Offizier zum Kündigungszeitpunkt bestand, ist aber 

nicht nur im Hinblick auf den Kündigungsmaßstab relevant. Sie ist auch für die Frage, 

ob und ggf. welcher Manteltarifvertrag (Kapitäns-MTV oder MTV-See) Anwendung fin­

den könnte, von Bedeutung. In diesem Zusammenhang wird das Landesarbeitsgericht 

aufzuklären haben, ob einer der genannten Manteltarifverträge Anwendung findet und 

ggf. die tarifliche Schriftform für die Kündigung (§ 67 Abs. 1 MTV-See, § 27 Abs. 1 Ka- 

pitäns-MTV) eingehalten worden ist. Dabei wird das Landesarbeitsgericht zu berück­

sichtigen haben, daß der Kläger in seiner Klageschrift - unwidersprochen - vorgetragen
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hat, zwischen den Parteien sei die Anwendung des „MTV deutsche Seeschiffahrt“ ver­

einbart worden.

2. Das Landesarbeitsgericht wird weiter prüfen müssen, ob ein wichtiger Grund 

iSv. § 78 Abs. 3 Satz 1 oder einer der in § 67 Nr. 1 und 2 SeemG genannten Gründe 

für eine außerordentliche Kündigung vorliegt. Soweit das Landesarbeitsgericht der 

Auffassung ist, bei einer Kündigung nach § 67 SeemG, insbesondere im Fall des § 67 

Nr. 2 SeemG, bedürfe es vorliegend einer Abmahnung, so wird es berücksichtigen 

müssen, daß § 67 SeemG absolute Kündigungsgründe enthält und im Unterschied zu 

§ 626 Abs. 1 BGB bei Vorliegen eines der genannten Tatbestände das Heuerverhältnis 

fristlos gekündigt werden kann, ohne daß zusätzlich im einzelnen noch nachzuprüfen 

ist, ob seine Fortsetzung für die Dauer der ordentlichen Kündigungsfrist oder bis zum  

vereinbarten Vertragsende zumutbar ist (Bemm/Lindemann Seemannsgesetz 4. Aufl. 

§ 67 Rn. 1 iVm. § 64 Rn. 4; Kittner/Däubler/Zwanziger KSchR 5. Aufl. Vorbem. zu 

§§ 62 - 6 8 ,7 1 -  74, 78; KR-Weigand 6. Aufl. SeemG Rn. 137; Schwedes/Franz SeemG 

2. Aufl. § 6 7  Rn. 1; BAG 30. November 1978 -2 A Z R  145/77- BAGE31, 153 =A P  

SeemG § 64 Nr. 1). Beim Vorliegen einer der in § 67 Nr. 1 und Nr. 2 SeemG genann­

ten Tatbestände ist eine außerordentliche Kündigung stets berechtigt. Die einzelnen 

Tatbestände der Norm sind aus sich heraus auszulegen, wobei vor allem der Sinn der 

jeweiligen Vorschrift maßgebend ist (BAG 30. November 1978 - 2A ZR  145/77 - aaO).

Bei seiner Würdigung, ob ggf. ein Grund für eine außerordentliche Kündigung 

nach § 67 Nr. 1 oder Nr. 2 SeemG einerseits oder nach § 78 Abs. 3 Satz 1 SeemG  

andererseits Vorgelegen hat, wird das Landesarbeitsgericht die wesentlichen Kündi­

gungsumstände näher zu bedenken haben. Dabei ist zu berücksichtigen, daß der Ar­

beitgeber zwar grundsätzlich berechtigt ist, einen Arbeitnehmer mit einem durch Tatsa­

chen näher konkretisierten Verdacht einer im Arbeitsverhältnis begangenen Straftat 

oder erheblichen Pflichtverletzung zu konfrontieren. Für eine beabsichtigte Verdachts­

kündigung ist aber die vorherige Anhörung des Arbeitnehmers sogar Voraussetzung 

ihrer Wirksamkeit (BAG 5. April 2001 - 2AZR 217/00 - AP BGB § 626 Verdacht straf­

barer Handlung Nr. 34 = EzA BGB § 626 Verdacht strafbarer Handlung Nr. 10; 

6. Dezember 2001 -2 A Z R  496/00- AP BGB §626 Verdacht strafbarer Handlung 

Nr. 36 = EzA BGB § 626 Verdacht strafbarer Handlung Nr. 11). Die durchzuführende 

Anhörung soll dem Arbeitnehmer die Gelegenheit geben, die ihm vorgehaltene Pflicht­

verletzung zu entkräften. Daher wird auch nicht in jedem - unberechtigten - Vorhalt 

eines Verdachts eine entsprechende Pflichtverletzung und erhebliche Ehrverletzung
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iSv. § 67 Nr. 2 SeemG bzw. ein wichtiger Grund iSd. § 78 Abs. 3 Satz 1 SeemG liegen. 

Etwas anderes ergibt sich allerdings dann, wenn der Arbeitgeber den Arbeitnehmer 

entweder mit einem völlig grundlosen, nicht auf konkrete Anhaltspunkte gestützten 

Verdacht leichtfertig konfrontiert oder aber den Arbeitnehmer bei einem auf Tatsachen 

gestützten Verdacht einer nur geringen Pflichtverletzung mit unverhältnismäßigen Mit­

teln und Äußerungen unter Druck setzt.

Ob vorliegend die Beklagte, vertreten durch Kapitän K., den Kläger leichtfertig 

oder mit Grund verdächtigt hat, den behaupteten Diebstahl begangen zu haben, hat 

das Landesarbeitsgericht genauso wenig geklärt, wie die Frage, ob der Kläger in dem 

Gespräch unverhältnismäßig unter Druck gesetzt wurde. Allein aus der Tatsache, daß 

der Kläger als ehemaliger Kapitän des Schiffs aus Sicht des jetzigen Kapitäns ein Mo­

tiv zu einem Diebstahl und auch die entsprechende Kenntnis von dem Versteck des 

Reserveschlüssels des Tresors haben könnte, greift für die Annahme eines begründe­

ten Verdachts zu kurz. Ob und welche anderen Aufklärungsmöglichkeiten die Beklagte 

bzw. ihr Repräsentant ergriffen hat, hat das Landesarbeitsgericht genauso wenig auf­

geklärt, wie es die Prüfung unterlassen hat, warum sich der Verdacht allein auf den 

Kläger konkretisiert hat und andere Besatzungsmitglieder der „MS M.u als Täter aus- 

scheiden. Schließlich wird das Landesarbeitsgericht zu bedenken haben, daß auch die 

weitere Behandlung des Klägers sich erschwerend auf die Kündigungssituation aus­

wirken könnte. Dazu zählen zum einen sowohl die behaupteten groben Beleidigungen 

durch den Kapitän K., die ua. in seiner Äußerung kumuliert haben sollen „Sie 

Drecksau, jetzt habe ich Sie endlich“ als auch die zwischen dem Kläger und dem Ka­

pitän K. allgemein bestehenden Spannungen sowie - vor allem im Hinblick auf § 67 

Nr. 1 SeemG - die Tatsache, daß der Kapitän K. es dem Kläger untersagt hatte, seinen 

Rechtsanwalt telefonisch zu informieren und sich Rat einzuholen.

3. Kommt das Landesarbeitsgericht zu dem Ergebnis, daß ein wichtiger Grund 

für die vom Kläger angesprochene fristlose Kündigung nicht vorlag, wird es nach Maß­

gabe der vorstehend unter B I 2 dargelegten Grundsätze ggfs, erneut zu prüfen haben, 

ob ein Berufen des Klägers auf das Fehlen eines solchen Grundes treuwidrig wäre.

4. Im Hinblick auf die vom Kläger begehrten Forderungen wird das Landesar­

beitsgericht - ausgehend von der zuvor zu treffenden Entscheidung, ob das Heuerver­

hältnis vom Kläger wirksam außerordentlich gekündigt worden ist - weiter prüfen müs­

sen, ob die Voraussetzungen für einen Anspruch aus Annahmeverzug nach § 615  

Satz 1 BGB erfüllt sind. Der Kläger hatte nach seiner Eigenkündigung ab dem

- 12 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


10. Januar 1999 nicht mehr für die Beklagte gearbeitet. Deshalb bedurfte es eines Ar­

beitsangebots des Klägers. Worin dies liegen soll und wann er es abgegeben hat, 

bleibt vom Landesarbeitsgericht festzustellen. Sollte der Kläger sein Heuerverhältnis 

durch seine Eigenkündigung außerordentlich mit Grund beendet haben, wird das Be­

rufungsgericht weiter zu prüfen haben, ob der Kläger einen Anspruch auf eine „Ab­

stoppheuer“ nach § 70 SeemG hat und ein weitergehender Schadensersatzanspruch 

nach § 628 Abs. 2 BGB besteht. Die Regelung des § 628 Abs. 2 BGB findet, wie sich 

schon aus § 70 Satz 2 SeemG ergibt, auch für berechtigt außerordentlich kündigende 

Besatzungsmitglieder neben § 70 SeemG Anwendung (BGB-RGRK/Corts 12. Aufl. 

§ 628 BGB Rn. 25; APS-Rolfs § 628 BGB Rn. 30; Gessert Schadensersatz nach Kün­

digung S. 242; aA KR-Weigand § 628 BGB Rn. 3).

Im weiteren wird das Landesarbeitsgericht in Betracht ziehen müssen, daß die 

begehrten Zahlungsansprüche des Klägers auf Grund der dreimonatigen tarifvertragli­

chen Verfallfrist (§ 80 MTV-See; § 35 Kapitäns-MTV) - zumindest teilweise - erloschen 

sein können. Der Kläger hat nämlich erstmals seine Zahlungsansprüche mit der der 

Beklagten am 12. Juli 1999 zugestellten Klageerweiterung schriftlich geltend gemacht.

5. Abschließend wird das Berufungsgericht zu erwägen haben, ob im Falle einer 

grundlosen Eigenkündigung des Klägers der Beklagten für deren Ablösekosten ein 

Schadensersatzanspruch aus positiver Vertragsverletzung (s. hierzu Bemm/Undemann 

Seemannsgesetz 4. Aufl. § 67 Rn. 27) zusteht. Sollte ein solcher Anspruch für die Be­

klagte bestehen, wird weiter zu prüfen sein, ob die erklärte Aufrechnung gegen das 

Aufrechnungsverbot nach § 394 Satz 1 BGB verstößt, weil die Beklagte die Pfän­

dungsfreigrenzen nicht hinreichend beachtet hat.

Rost Schmitz-Scholemann Eylert

Bühler K. Schiede
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